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and- und Forstwirte sind häufig auch 
Jäger. Dabei dient die Jagdausübung 
nicht nur der Verhinderung von Wild-
schäden, sei es nun in der Landwirt-

schaft oder aber in einem rein forstwirtschaft-
lichen Betrieb, sondern auch der gebotenen 
Abstimmung erforderlicher land- und forst-
wirtschaftlicher Arbeiten mit der Hege und 
Pflege des Wildes und dem Wildabschuss. 
Die eigentliche Produktion des Land- und 
Forstwirts soll durch die Jagd nachhaltig ge-
sichert werden.

In Deutschland vorherrschend ist das 
Reviersystem mit der Bindung des Jagdaus-
übungsrechts an ein bestimmtes Gebiet. Es  

unterscheidet sich von dem in anderen Län-
dern praktizierten Lizenzsystem mit der all-
gemeinen Erlaubnis, auf beliebigem Grund-
besitz zu jagen. 

Oft stellt sich in der Praxis die Frage, in-
wieweit die Tätigkeit der Jagd Relevanz für 
die Gewinnermittlung bei Land- und Forst-
wirtschaftsbetrieben hat — oder ganz kon-
kret: Ob die Einnahmen und Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Ausübung der Jagd 
steuerlich berücksichtigt werden können. 
Im Grunde müsste man hier nicht von „kön-
nen“, sondern von „dürfen“ sprechen, da die 
Erfahrung zeigt, dass die Kosten der Jagd in 
den meisten Fällen die Einnahmen überstei-

gen. Eine Berücksichtigung hätte eine ge-
winnmindernde — und somit steuermin-
dernde — Wirkung.

Zu den Einnahmen der Jagd gehören zum 
Beispiel Abschussgelder, Wildbreterlöse und 
Pachteinnahmen im Fall der Eigenjagd-
verpachtung. Betriebsausgaben sind bei-
spielsweise Aufwendungen für besondere 
Betriebsausstattung, etwa Hochsitze, Fütte-
rungsvorrichtungen, Futtervorräte und Fahr-
zeuge, aber auch Jagdschein, Jagdpachtgeld 
sowie für eigenes Fachpersonal wie Berufs-
jäger, Jagdaufseher und Treiber. Aber auch 
Jagdgewehre, Munition, Fernglas, Jagdhunde 
einschließlich Futterkosten sowie typische 

Jagdbekleidung können gewinnmindernd be-
rücksichtigt werden. Diese Einnahmen und Aus-
gaben aus der Jagd dürfen vom Gewinn abgezogen 
werden, wenn die Jagd zur Land- und Forstwirt-
schaft gehört. 

Das Gesetz bleibt hier relativ vage, in dem es 
sagt, dass die Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft auch die Einkünfte aus Jagd sind, „wenn diese 
mit dem Betrieb einer Landwirtschaft oder einer 
Forstwirtschaft im Zusammenhang steht“. Unter 
welchen Voraussetzungen ein solcher Zusammen-
hang besteht, beschreibt das Gesetz nicht. Weder 
finden sich hierzu weitere Ausführungen im Ge-
setzestext, noch in Anweisungen der Finanzver-
waltung. Vielmehr wurde diese Frage in der Ver-
gangenheit von der Rechtsprechung behandelt. 
Diese hält den Zusammenhang grundsätzlich dann 
für gegeben, wenn die Jagd des betreffenden Land- 
und Forstwirts dem eigenen land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb dient, so dass sie den land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Flächen des Betrie-
bes zugute kommt.

Fallbeispiele
Ein Zusammenhang zwischen der Jagd und einem 
Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft besteht, 
wenn jemand Flächen, die einen sogenannten Ei-
genjagdbezirk bilden, einerseits für den Betrieb 
und andererseits zur Jagdausübung nutzt. In eini-
gen Fällen dürfte der Land- und Forstwirt jedoch 
über keinen Eigenjagdbezirk verfügen. Sei es, weil 
die Fläche des Betriebes nicht ausreicht oder die 
jeweiligen Flächen nicht zusammenhängend sind. 
Dies ist vor allem bei Grundflächen der Land- und 
Forstwirte mit Streubesitz und bei kleineren Be-
trieben der Fall. Dann liegt kein Eigenjadbezirk, 
sondern ein gemeinschaftlicher Jagdbezirk vor, 
wobei der Land- und Forstwirt (Zwangs-)Mit-
glied der örtlichen Jagdgenossenschaft wird.

Falls die Jagdgenossenschaft das Jagdrecht an 
einen oder mehrere Pächter verpachtet, gehört bei 
demjenigen Jagdpächter die Jagd zum Betrieb, bei 
dem die Jagd überwiegend auf den eigenen oder 
zugepachteten, also auf den bewirtschafteten Flä-
chen betrieben wird. Die Eigenjagd ist dann ebenso 
Teil seines land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
bes, wie zum Beispiel seine Tierhaltung. Falls dies 
nicht der Fall ist, beispielsweise weil die Jagd eben 
nicht „überwiegend“ auf den bewirtschafteten Flä-
chen ausgeübt wird, stellt die Jagd nur ein Hobby 
dar. Das hätte zur Folge, dass die Kosten der Jagd 
nicht den Gewinn des Betriebes mindern.

Fraglich ist noch, was der Begriff „überwiegend“ 
beinhaltet. Hier kann von mehr als 50 % ausge-
hen. Nur: Von was? Es könnte zum Beispiel die Flä-
che maßgeblich sein, beispielsweise in der Form, 
dass sich das Jagdrevier des Jägers zu mehr als 
50 % auf die bewirtschafteten Flächen erstreckt. 
„Überwiegend“ könnte jedoch auch zeitlich ge-
meint sein, so dass die Zugehörigkeit zu den Ein-
künften aus Land- und Forstwirtschaft dann an-
genommen wird, wenn der Jäger mehr als 50 % 
seiner für die Jagd aufgewendeten Zeit für den An-
sitz oder die Pirsch über seine bewirtschafteten 
Flächen nutzt. Im Rahmen einer Betriebsprüfung 
durch die Finanzverwaltung ist die erste Option 
zweifellos leichter zu prüfen. 

Eine weiteres Kriterium für die Überwiegen-
heit wäre der Jagderfolg und somit die Frage, ob 
der Jäger mehr oder gar anderes Wild auf seinen 
bewirtschafteten oder auf fremden Flächen erlegt. 
Die Literatur gibt keine eindeutige Antwort. Die 
Rechtsprechung bejaht den Zusammenhang der 
Jagd mit einem land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb, bei dem das gepachtete Jagdrevier zum 
überwiegenden Teil aus seinen eigenen oder ge-
pachteten land- und forstwirtschaftlichen Grund-
flächen besteht und die Jagd damit überwiegend 
dem eigenen land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieb dient. Wenn dagegen der überwiegende Teil 
des Jagdreviers fremde Grundflächen umfasst, 
kann man nicht sagen, dass sie zumindest über-
wiegend dem eigenen land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieb dient. Hier wird somit auf die Flä-
che abgestellt.

Eine Anwendung nach dem Kriterium der Jagd-
zeit ist durchaus analog anwendbar. Die Rechtspre-
chung nimmt in einer Urteilsbegründung Bezug 
auf die im Jagdpachtvertrag vereinbarten Rechte 
und Pflichten, die keinen Unterschied bei eigenen 
und fremden Flächen machen. Hier könnten also 
Regelungen im Jagdpachtvertrag angezeigt sein, 
so dass zum Beispiel eine überwiegende Jagd auf 
den vom Landwirt bewirtschafteten Flächen ver-
einbart wird. Einschlägige Rechtsentscheidungen 
sind hierzu jedoch noch nicht ergangen. Im Zwei-
fel sollte man sich hier mit dem Finanzamt streiten  
— es kann sich durchaus lohnen. (leh)�

Dr. Marcel Gerds, Steuerberater und  
Chefredakteur der „Briefe zum Agrarrecht“ 
Ein ausführlicherer Beitrag zum Thema  
erscheint in den „Briefen zum Agrarrecht“, 
Ausgabe 10/2015.

Jagen und sparen
Für viele Land- und Forstwirte gehört die Jagd selbstverständlich zum Betrieb.  
Dann können die Kosten der Jagdausübung die Steuer mindern. Allerdings ist der Steuerabzug  
an einige Voraussetzungen gebunden.
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geld Steuern

N Jagd steuerlich geltend machen
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